
 

  

S 135 AS 9851/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 25
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Grundsicherung für Arbeitsuchende

Zugunstenverfahren
Meldeversäumnis
Rechtsfolgenbelehrung
Meldeaufforderung
Meldezweck
Ermessen
Ermessensfehler
Einladungsdichte
wichtiger Grund
Verfassungswidrigkeit

Leitsätze 1. Gemäß § 32 Abs. 1 Satz 1 SGB II ist
über die Rechtsfolgen des
Meldeversäumnisses zu belehren und
nicht über einzelne Modalitäten der
Wahrnehmung der Meldepflicht. Einer
Belehrung über die Regelung des § 309
Abs. 3 Satz 2 SGB III bedarf es in einer
Meldeaufforderung daher nicht. 2. Die als
Rechtmäßigkeitsvoraussetzung für die
Meldeaufforderungen notwendige
Ermessensausübung ist bei einer
Einladungsdichte von acht Einladungen in
neun Monaten nicht zwingend zu
beanstanden und zwar insbesondere
dann nicht, wenn der
Grundsicherungsträger verschiedene
Meldezwecke und ab einer späteren
Meldeaufforderung einzelfallbezogene
und nachvollziehbare
Ermessenserwägungen formuliert hat. 3.
Von einer Vorlage eines Rechtsstreits an
das BVerfG ist abzusehen, soweit es um
ein Überprüfungsverfahren geht, so dass
die Sonderregelung des § 40 Abs. 3 Satz 1
Nr. 1 SGB II einschlägig ist. Dies gilt

                             1 / 20

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/32.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/309.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/309.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html


 

jedenfalls dann, wenn eine Aufhebung der
Bescheide nur für die Zeit ab der
(fiktiven) Entscheidung des BVerfG in
Betracht käme, die durch die
streitgegenständlichen Bescheide nicht
berührt wird.

Normenkette SGB I § 39 Abs. 1 Satz 1
SGB I § 39 Abs. 1 Satz 2
SGB II § 32
SGB II § 40 Abs. 1 Satz 1
SGB II § 40 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1
SGB II § 59
SGB III § 309 Abs. 2
SGB III § 309 Abs. 3 Satz 2
SGB X § 44 Abs. 1 Satz 1
SGB X § 48 Abs. 1 Satz 1
SGB X § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 135 AS 9851/18
Datum 02.11.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 25 AS 1638/20
Datum 17.01.2022

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom
2. November 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die Beteiligten einander auch nicht fÃ¼r
das Berufungsverfahren zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Â 
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Â 

Der KlÃ¤ger wendet sich im Ã�berprÃ¼fungsverfahren gegen acht Sanktionen
aufgrund von MeldeversÃ¤umnissen. 

Â 

Der 1997 geborene KlÃ¤ger stand im Leistungsbezug bei dem Beklagten, welcher
ihm und seiner Familie Arbeitslosengeld II (Alg II) mit Bescheid vom 19. Mai 2017
(Zeitraum Juni 2017 bis Mai 2018), mit Aufhebungsbescheid vom 10. Juli 2017 (ab 1.
August 2017 wegen Einkommens) und mit vorlÃ¤ufigem Bewilligungsbescheid vom
10. Juli 2017 (August 2017 bis Januar 2018), mit Ã�nderungsbescheid vom 25.
November 2017 (Januar 2018) sowie mit Bescheid vom 15. Februar 2018
(Bewilligungszeitraum Februar bis Juli 2018) bewilligte.

Â 

Er schloss am 5. Dezember 2016 einen Praktikantenvertrag mit einer Grundschule
ab, ausweislich dessen er als Hausmeister-Helfer ohne VergÃ¼tung tÃ¤tig werden
sollte. Die Beteiligten schlossen am 3. April 2017 eine Eingliederungsvereinbarung
ab, die bis zum 18. April 2022 gÃ¼ltig sein sollte. Als Ziel wurde in der
Eingliederungsvereinbarung die Integration auf den ersten Arbeitsmarkt genannt.
Vereinbart waren unter anderem UnterstÃ¼tzungsleistungen bei Bewerbungen des
KlÃ¤gers. Der KlÃ¤ger sollte aktiv und regelmÃ¤Ã�ig am Praktikum teilnehmen.
Gleichwohl sollte sich der KlÃ¤ger auch um Arbeitsstellen bewerben. Die
Eingliederungsvereinbarung vom 3. April 2017 war an die Stelle derjenigen vom 15.
Dezember 2016 getreten, in der als Ziel unter anderem die erfolgreiche Teilnahme
am Praktikum vereinbart worden war.

Â 

Der KlÃ¤ger wurde mit Schreiben vom 3. April 2017 zu einem Meldetermin am 2.
Mai 2017 um 8:30 Uhr eingeladen. Als Meldezweck wurde angegeben: â��Ich
mÃ¶chte mit Ihnen Ihre aktuelle berufliche Situation besprechen.â�� Der KlÃ¤ger
sollte zum Termin mitbringen â��Zertifikat Weiterbildung Hausmeister mit
FÃ¼hrerschein Bewerbungsunterlagen Lebenslaufâ��. Das Einladungsschreiben
enthielt â�� wie auch alle anderen Einladungsschreiben â�� folgende
Rechtsfolgenbelehrung:
Â 

Â 

Â 

1. â��1. Eine Verletzung der Meldepflicht nach Â§ 59 SGB II i.V.m. Â§ 309 SGB
III liegt vor, wenn Sie der Aufforderung Ihres zustÃ¤ndigen Jobcenters, sich
persÃ¶nlich zu melden oder zu einem Ã¤rztlichen oder psychologischen
Untersuchungstermin zu erscheinen, nicht nachkommen.
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Â 

2. Bei einer Verletzung der Meldepflicht wird das Arbeitslosengeld II bzw.
Sozialgeld um 10 Prozent des fÃ¼r Sie maÃ�gebenden Regelbedarfs zur
Sicherung des Lebensunterhaltes nach Â§ 20 SGB II gemindert.
Â 

3. Minderung und Wegfall dauern drei Monate und beginnen mit dem
Kalendermonat nach Zustellung des entsprechenden Bescheides Ã¼ber die
Sanktionen (Â§ 31b SGB II). WÃ¤hrend dieser Zeit besteht kein Anspruch auf
ergÃ¤nzende Hilfen nach dem ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch
(Sozialhilfe).
Â 

4. Durch Verletzung der o.g. Pflichten kÃ¶nnen sich ggf. Ã�berschneidungen
der SanktionszeitrÃ¤ume ergeben (Beispiel: 10 Prozent Minderung aufgrund
erster Verletzung der Meldepflicht vom 01.05. bis 31.07. und 10 Prozent
Minderung aufgrund einer weiteren Verletzung der Meldepflicht vom 01.06.
bis 31.08. Ã  Ã�berschneidung vom 01.06. bis 31.07. mit insgesamt 20
Prozent Minderung).
Â 

5. Minderungen wegen Meldepflichtverletzungen treten zu Minderungen nach 
Â§ 31 SGB II hinzu (Beispiel: 10 Prozent Minderung aufgrund Verletzung der
Meldepflicht vom 01.05. bis 31.07. und 30 Prozent Minderung aufgrund einer
Verletzung der Grundpflichten vom 01.05. bis 31.07. Ã  vom 01.05. bis
31.07. insgesamt 40 Prozent Minderung).
Â 

6. Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II um mehr als 30 Prozent des
maÃ�gebenden Regelbedarfs kÃ¶nnen auf Antrag ergÃ¤nzende
Sachleistungen oder geldwerte Leistungen erbracht werden. Diese sind
grundsÃ¤tzlich zu erbringen, wenn minderjÃ¤hrige Kinder in der
Bedarfsgemeinschaft leben. Beachten Sie aber, dass Sie vorrangig Ihr
Einkommen und verwertbares VermÃ¶gen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes einsetzen mÃ¼ssen.
Â 

7. GemÃ¤Ã� Â§ 32 Abs. 2 S. 2 i.V.m. Â§ 31b Abs. 1 S. 4 SGB II kann im
Einzelfall bei erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten unter 25 Jahren der
Sanktionszeitraum auf sechs Wochen verkÃ¼rzt werden.â��
Â 

Der KlÃ¤ger erschien nicht zu dem Termin. Der Beklagte erlieÃ� einen
Sanktionsbescheid vom 22. Juni 2017, mit dem er das Alg II fÃ¼r den KlÃ¤ger fÃ¼r
den Zeitraum von Juli bis September 2017 im Umfang von 10 Prozent des fÃ¼r ihn
maÃ�gebenden Regelbedarfs absenkte. Mit dem Bescheid wurde auÃ�erdem die
entsprechende Aufhebung des Bewilligungsbescheides vom 19. Mai 2017 verfÃ¼gt.

Â 

Mit Schreiben vom 2. Mai 2017 wurde der KlÃ¤ger zum Meldetermin am 22. Mai
2017 um 10:00 Uhr eingeladen. Der Meldezweck war derselbe wie in der Einladung
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zuvor. Der KlÃ¤ger sollte zum Termin ausgedruckte Bewerbungsunterlagen
mitbringen. Auch zu diesem Termin erschien der KlÃ¤ger nicht. Der Beklagte erlieÃ�
einen weiteren Sanktionsbescheid vom 3. Juli 2017, mit dem er das Alg II fÃ¼r den
KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum von August bis Oktober 2017 im Umfang von 10 Prozent
des fÃ¼r ihn maÃ�gebenden Regelbedarfs absenkte. Mit dem Bescheid wurde
auÃ�erdem die entsprechende Aufhebung des Bewilligungsbescheides vom 19. Mai
2017 verfÃ¼gt.

Â 

Mit Schreiben vom 23. Juni 2017 wurde der KlÃ¤ger zu einem Meldetermin am 3. Juli
2017 um 12:00 Uhr eingeladen. Der Meldezweck war derselbe wie anlÃ¤sslich der
beiden Meldetermine zuvor. Der KlÃ¤ger sollte zum Termin ausgedruckte
Bewerbungsunterlagen mitbringen. Auch zu diesem Termin erschien der KlÃ¤ger
nicht. Der Beklagte erlieÃ� einen Sanktionsbescheid vom 8. September 2017 mit
dem er das Alg II fÃ¼r den KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum von Oktober bis Dezember
im Umfang von 10 Prozent des fÃ¼r ihn maÃ�gebenden Regelbedarfs absenkte.
Dem KlÃ¤ger wurden Gutscheine in HÃ¶he von 205,- Euro monatlich gewÃ¤hrt. Mit
dem Bescheid wurde auÃ�erdem die entsprechende Aufhebung auch der Bescheide
vom 19. Mai 2017 und vom 10. Juli 2017 verfÃ¼gt. Bereits mit einem hier nicht
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 8. September 2017 hatte der Beklagte fÃ¼r
den Zeitraum von Oktober bis Dezember 2017 das Alg II auf die Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung beschrÃ¤nkt, weil der KlÃ¤ger ein Arbeitsangebot des
Beklagten nicht angenommen hat. Auch mit diesem Bescheid hatte der Beklagte
den KlÃ¤ger fÃ¼r den genannten Zeitraum Gutscheine im Wert von 205,- Euro
monatlich gewÃ¤hrt.

Mit Schreiben vom 28. Juli 2017 wurde der KlÃ¤ger zum Meldetermin am 10. August
2017 um 14:15 Uhr eingeladen. Als Meldezweck wurde angegeben: â��Ich mÃ¶chte
mit Ihnen im Rahmen des Arbeitgeberservices Ã¼ber EinsatzmÃ¶glichkeiten bei
potenziellen Arbeitgebern sprechen und sie bei der Vermittlung in Arbeit
unterstÃ¼tzen.â�� Der KlÃ¤ger sollte zum Termin ausgedruckte
Bewerbungsunterlagen und einen ausgedruckten Lebenslauf mitbringen. Der
KlÃ¤ger erschien nicht zum Termin. Der Beklagte erlieÃ� einen Sanktionsbescheid
vom 8. September 2017, mit dem er das Alg II fÃ¼r den KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum
von Oktober bis Dezember 2017 im Umfang von 10 Prozent des fÃ¼r ihn
maÃ�gebenden Regelbedarfs absenkte. Dem KlÃ¤ger wurden Gutscheine in HÃ¶he
von 205,- Euro monatlich gewÃ¤hrt. Mit dem Bescheid wurde auÃ�erdem die
entsprechende Aufhebung auch der Bescheide vom 19. Mai 2017 und vom 10. Juli
2017 verfÃ¼gt.

Â 

Mit Schreiben vom 4. August 2017 wurde der KlÃ¤ger zum Meldetermin am 21.
August 2017 um 9:00 Uhr eingeladen. Als Meldezweck wurde angegeben: â��Ich
mÃ¶chte mit Ihnen Ã¼ber die mit Ihnen in der Eingliederungsvereinbarung
vereinbarten AktivitÃ¤ten sprechen.â�� Der KlÃ¤ger sollte zum Termin
ausgedruckte Bewerbungsunterlagen mitbringen. In dem Einladungsschreiben war
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auÃ�erdem Folgendes ausgefÃ¼hrt: â��Da sie zu dem letzten Meldetermin nicht
erschienen sind, habe ich das Erfordernis Sie zu einem weiteren Termin zu laden
erneut unter AusÃ¼bung pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens geprÃ¼ft. Hierbei bin ich zu
dem Ergebnis gekommen, dass eine erneute Einladung angezeigt ist. DafÃ¼r
sprechen insbesondere folgende GrÃ¼nde: Sie nehmen nicht nur die Meldetermine
bei der Arbeitsvermittlung nicht wahr, sondern reagieren auch nicht auf
AnhÃ¶rungen und bewerben sich nicht auf sÃ¤mtliche VermittlungsvorschlÃ¤ge, die
Ihnen zugesandt werden. Es ist daher zu klÃ¤ren, inwiefern sie dem Arbeitsmarkt
zur VerfÃ¼gung stehen und die Voraussetzungen fÃ¼r den Arbeitslosengeld II-
Bezug nach Â§ 7 SGB II erfÃ¼llen. Da Sie telefonisch und per E-Mail nicht erreichbar
sind, ist eine persÃ¶nliche Vorsprache Ihrerseits zwingend erforderlich.â�� Der
KlÃ¤ger erschien nicht zum Termin. Der Beklagte erlieÃ� den Sanktionsbescheid
vom 7. Dezember 2017, mit dem er das Alg II fÃ¼r den KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum
von Januar bis MÃ¤rz 2018 im Umfang von 10 Prozent des fÃ¼r ihn maÃ�gebenden
Regelbedarfs absenkte. Dem KlÃ¤ger wurden Gutscheine in HÃ¶he von 205,- Euro
gewÃ¤hrt. Bezogen auf den Monat Januar 2018 wurde mit dem Bescheid
auÃ�erdem die entsprechende Aufhebung der Bescheide vom 19. Mai 2017, vom
10. Juli 2017 und vom 25. November 2017 verfÃ¼gt. Bereits mit einem hier nicht
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 4. Dezember 2017 hatte der Beklagte fÃ¼r
den Zeitraum von Januar bis MÃ¤rz 2018 eine Minderung des gesamten Alg II
verfÃ¼gt, weil der KlÃ¤ger das Zustandekommen eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses verhindert hatte. 

Â 

Mit Schreiben vom 10. August 2017 wurde der KlÃ¤ger zum Meldetermin am 30.
August 2017 um 13:15 Uhr eingeladen. Als Meldezweck wurde angegeben: â��Ich
mÃ¶chte mit Ihnen im Rahmen des Arbeitgeberservices Ã¼ber
EinsatzmÃ¶glichkeiten bei potentiellen Arbeitgebern sprechen und sie bei der
Vermittlung in Arbeit unterstÃ¼tzen.â�� Der KlÃ¤ger sollte zum Termin
ausgedruckte Bewerbungsunterlagen und einen ausgedruckten Lebenslauf
mitbringen. Der KlÃ¤ger erschien nicht zum Termin. Der Beklagte erlieÃ� einen
Sanktionsbescheid vom 7. Dezember 2017, mit dem er Alg II fÃ¼r den KlÃ¤ger fÃ¼r
den Zeitraum von Januar bis MÃ¤rz 2018 im Umfang von 10 Prozent des fÃ¼r ihn
maÃ�gebenden Regelbedarfs absenkte. Dem KlÃ¤ger wurden Gutscheine in HÃ¶he
von 205,- Euro gewÃ¤hrt. Bezogen auf den Monat Januar 2018 wurde mit dem
Bescheid auÃ�erdem die entsprechende Aufhebung der Bescheide vom 19. Mai
2017, vom 10. Juli 2017 und vom 25. November 2017 verfÃ¼gt.

Â 

Mit Schreiben vom 1. November 2017 wurde der KlÃ¤ger zum Meldetermin am 24.
November 2017 um 8:15 Uhr eingeladen. Es Meldezweck wurde angegeben: â��Ich
mÃ¶chte mit Ihnen Ihre aktuelle berufliche Situation besprechen.â�� Der KlÃ¤ger
sollte zum Termin ausgedruckte Bewerbungsunterlagen mitbringen. In dem
Einladungsschreiben war auÃ�erdem Folgendes ausgefÃ¼hrt: â��Da sie zu dem
letzten Meldetermin nicht erschienen sind, habe ich das Erfordernis Sie zu einem
weiteren Termin zu laden erneut unter AusÃ¼bung pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens
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geprÃ¼ft. Hierbei bin ich zu dem Ergebnis gekommen, dass eine erneute Einladung
angezeigt ist. DafÃ¼r sprechen insbesondere folgende GrÃ¼nde: Sie nehmen nicht
nur die Meldetermine bei der Arbeitsvermittlung nicht wahr, sondern reagieren auch
nicht auf AnhÃ¶rungen und bewerben sich nicht auf sÃ¤mtliche
VermittlungsvorschlÃ¤ge, die Ihnen zugesandt werden. Es ist daher zu klÃ¤ren,
inwiefern sie dem Arbeitsmarkt zur VerfÃ¼gung stehen und die Voraussetzungen
fÃ¼r den Arbeitslosengeld II-Bezug nach Â§ 7 SGB II erfÃ¼llen. Da Sie telefonisch
und per E-Mail nicht erreichbar sind, ist eine persÃ¶nliche Vorsprache Ihrerseits
zwingend erforderlich.â�� Â Der KlÃ¤ger erschien nicht zum Termin. Der Beklagte
erlieÃ� einen Sanktionsbescheid vom 2. Januar 2018, mit dem er das Alg II fÃ¼r den
KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum von Februar bis April 2018 im Umfang von 10 Prozent
des fÃ¼r ihn maÃ�gebenden Regelbedarfs absenkte. Eine AufhebungsverfÃ¼gung
enthielt der Bescheid nicht, weil es noch keine Bewilligungsentscheidung fÃ¼r die
Zeit ab Februar 2018 gab. 

Â 

Mit Schreiben vom 3. Januar 2018 lud der Beklagte den KlÃ¤ger zu melden Termin
am 15. Januar 2018 um 8:15 Uhr. Als Meldezweck wurde angegeben: â��Ich
mÃ¶chte mit Ihnen Ihre aktuelle berufliche Situation besprechen.â�� Der KlÃ¤ger
sollte zum Termin ausgedruckte Bewerbungsunterlagen mitbringen. In dem
Einladungsschreiben war auÃ�erdem Folgendes ausgefÃ¼hrt: â��Da sie zu dem
letzten Meldetermin nicht erschienen sind, habe ich das Erfordernis Sie zu einem
weiteren Termin zu laden erneut unter AusÃ¼bung pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens
geprÃ¼ft. Hierbei bin ich zu dem Ergebnis gekommen, dass eine erneute Einladung
angezeigt ist. DafÃ¼r sprechen insbesondere folgende GrÃ¼nde: Sie nehmen nicht
nur die Meldetermine bei der Arbeitsvermittlung nicht wahr, sondern reagieren auch
nicht auf AnhÃ¶rungen und bewerben sich nicht auf sÃ¤mtliche
VermittlungsvorschlÃ¤ge, die Ihnen zugesandt werden. Es ist daher zu klÃ¤ren,
inwiefern sie dem Arbeitsmarkt zur VerfÃ¼gung stehen und die Voraussetzungen
fÃ¼r den Arbeitslosengeld II-Bezug nach Â§ 7 SGB II erfÃ¼llen. Da Sie telefonisch
und per E-Mail nicht erreichbar sind, ist eine persÃ¶nliche Vorsprache Ihrerseits
zwingend erforderlich.â�� Der KlÃ¤ger erschien nicht zum Termin. Der Beklagte
erlieÃ� einen Sanktionsbescheid vom 12. MÃ¤rz 2018, mit dem er das Alg II fÃ¼r
den KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum von April bis Juni 2018 im Umfang von 10 Prozent
des fÃ¼r ihn maÃ�gebenden Regelbedarfs absenkte. Mit dem Bescheid wurde
auÃ�erdem die entsprechende Aufhebung des Bewilligungsbescheides vom 15.
Februar 2018 verfÃ¼gt.

Â 

Es ergeben sich fÃ¼r den KlÃ¤ger folgende MinderungsbetrÃ¤ge, die auf
MeldeversÃ¤umnissen beruhen:

Â 

Juli 2017 32,70 Euro (aufgrund des Bescheides vom 22. Juni 2017),
August und September 2017 65,40 Euro monatlich (aufgrund der Bescheide
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vom 22. Juni und 3. Juli 2017),
Oktober 2017 98,10 Euro (aufgrund der Bescheide vom 3. Juli und beider
Bescheide vom 8. September 2017),
November bis Dezember 2017 65,40 Euro monatlich (aufgrund beider
Bescheide vom 8. September 2017),
Januar 2018 66,40 Euro (aufgrund beider Bescheide vom 7. Dezember
2017),
Februar bis MÃ¤rz 2018 99,60 Euro monatlich (aufgrund beider Bescheide
vom 7. Dezember 2017 und des Bescheides vom 2. Januar 2018),
April 2018 66,40 Euro (aufgrund der Bescheide vom 2. Januar und 12. MÃ¤rz
2018),
Mai bis Juni 2018 33,20 Euro (aufgrund des Bescheides vom 12. MÃ¤rz
2018).

Â 

ZusÃ¤tzlich war der KlÃ¤ger folgenden nicht streitgegenstÃ¤ndlichen Minderungen
ausgesetzt:

Â 

Oktober bis Dezember 2017 327,- Euro monatlich (gesamter Regelbedarf
aufgrund des nicht streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheides vom 8. September
2017),
Januar bis MÃ¤rz 2018 in HÃ¶he des Gesamtbedarfes (aufgrund des nicht
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheides vom 4. Dezember 2017).

Â 

Der KlÃ¤ger beantragte mit Schreiben vom 28. Mai 2018 die Ã�berprÃ¼fung aller
Sanktionsbescheide seit 2014. Zur BegrÃ¼ndung berief er sich auf die
vermeintliche Verfassungswidrigkeit der Sanktionsbescheide. 

Â 

Der Beklagte lehnte den Ã�berprÃ¼fungsantrag mit Bescheid vom 8. Juni 2018 ab,
wobei er sich auf den Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis zum 28. Mai 2018
beschrÃ¤nkte. Der KlÃ¤ger legte dagegen Widerspruch ein, den er damit
begrÃ¼ndete, er habe ein freiwilliges soziales Jahr gemacht, sodass er die Termine
nicht habe wahrnehmen kÃ¶nnen. Der Beklagte wies den Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 7. August 2018 zurÃ¼ck. 

Â 

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 7. September 2018 Klage erhoben. Er meint,
aufgrund seines Praktikums bei der Grundschule als Hausmeister habe er nicht zu
den Terminen erscheinen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen. Er sei auch davon ausgegangen,
dass er ein soziales Jahr dort gemacht habe. Zudem seien die Meldeaufforderungen
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ermessensfehlerhaft. Es lÃ¤ge eine Ermessensunterschreitung vor. Ermessen sei
nur formelhaft ausgeÃ¼bt worden. Die Abfolge der Meldeaufforderungen mit
letztlich denselben Meldezwecken sei ermessensfehlerhaft, da relevante
Ermessensgesichtspunkte nicht berÃ¼cksichtigt worden seien. Es liege ein
Ermessensfehler vor, da der KlÃ¤ger beim Erscheinen zu den Terminen die Pflichten
im Rahmen des Praktikums hÃ¤tte vernachlÃ¤ssigen mÃ¼ssen. Auch wÃ¤hrend der
Schulferien habe er gearbeitet. Der KlÃ¤ger sei wÃ¤hrend des Praktikums immer in
Bereitschaft gewesen, sodass er die Termine nicht habe wahrnehmen kÃ¶nnen.
Auch aus den Eingliederungsvereinbarungen ergebe sich, dass er ein Praktikum
gemacht habe. Zudem seien die wiederholten Meldeaufforderungen nach
MaÃ�gabe der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) (B 14 AS 19/14 R)
rechtswidrig. SchlieÃ�lich seien die Sanktionen verfassungswidrig, da sie eine starre
Sanktionsdauer von drei Monaten oder auch sechs Wochen hÃ¤tten. SchlieÃ�lich sei
die Rechtsfolgenbelehrung nicht ordnungsgemÃ¤Ã� gewesen. Es sei bei der
Einladung nicht darauf hingewiesen worden, dass die meldepflichtige Person dem
Termin auch dann nachkomme, wenn sie sich zu einer anderen Zeit am selben Tag
melde und der Zweck der Meldung erreicht werden kÃ¶nne. Der KlÃ¤ger hat seiner
Klageschrift eine Bescheinigung der Grundschule vom 6. Juli 2018 beigefÃ¼gt,
ausweislich derer er vom 1. Juni 2016 bis zum 31. Juli 2017 und vom 4. September
2017 bis zum 6. Juli 2018 bei der Grundschule im Hausmeisterbereich tÃ¤tig
gewesen sei. Im zweitgenannten Zeitraum habe er ein Praktikum absolviert. Er sei
tÃ¤glich acht Stunden vor Ort gewesen, wenn es notwendig gewesen sei, auch
darÃ¼ber hinaus. Er sei eine groÃ�e Hilfe und UnterstÃ¼tzung gewesen, da die
Hausmeisterstelle an der Schule unbesetzt gewesen sei. Der KlÃ¤ger hat
auÃ�erdem eine Praktikumsbescheinigung der Grundschule vom 5. September
2017 zu den Akten gereicht, ausweislich derer er in der Zeit vom 1. September
2016 bis zum 31. Juli 2017 ein freiwilliges Jahr im Bereich der HausmeistertÃ¤tigkeit
an der Schule absolviert habe.

Â 

Das Sozialgericht hat die Schulleiterin der Grundschule, an der der KlÃ¤ger als
Hausmeister tÃ¤tig gewesen ist, schriftlich befragt. Sie hat erklÃ¤rt, der KlÃ¤ger sei
an der Grundschule vom 1. September 2016 bis 6. Juli 2018 tÃ¤tig gewesen bei
einer tÃ¤glichen Arbeitszeit von 7:00 bis 15:00 Uhr. Da er auf freiwilliger Basis
tÃ¤tig gewesen sei, hÃ¤tte er die Meldetermine bei dem Beklagten auch wÃ¤hrend
der Arbeitszeit wahrnehmen kÃ¶nnen und zwar nach kurzfristiger Anmeldung bei
der Schulleitung. Der Schulleiterin sind auch die konkreten Meldetermine samt
Uhrzeiten mitgeteilt worden. Hierzu hat sie ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigt, dass der
KlÃ¤ger diese Termine hÃ¤tte wahrnehmen kÃ¶nnen, zumal sie gewusst habe, dass
der KlÃ¤ger arbeitsuchend gewesen sei.

Â 

Durch Urteil vom 2. November 2020 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen.
Nach Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) in
Verbindung mit Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X)
sei der Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden sei, mit Wirkung
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fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergebe, dass
bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem
Sachverhalt ausgegangen worden sei, der sich als rund unrichtigerweise, und
soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht worden seien. Die
Sanktionsbescheide seien hier rechtmÃ¤Ã�ig. Rechtsgrundlage fÃ¼r alle
Sanktionsbescheide sei Â§ 32 Abs. 1 SGB II.

Â 

Der Sanktionsbescheid vom 22. Juni 2017 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Die
Meldeaufforderungen hierzu habe einen zulÃ¤ssigen Meldezweck enthalten,
nÃ¤mlich die Besprechung der beruflichen Situation. Auch die
Rechtsfolgenbelehrung sei zutreffend. Insbesondere bedÃ¼rfe es keines Hinweises
auf Â§ 309 Abs. 3 Satz 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III). Die
Einladung sei auch nicht ermessensfehlerhaft gewesen, denn der KlÃ¤ger sei zuvor
seit dem 1. Januar 2017 zu keinem weiteren Termin eingeladen worden. Auch
weitere Ermessensfehler seien nicht ersichtlich. Auch die NichtberÃ¼cksichtigung
des Praktikums des KlÃ¤gers stelle keinen Ermessensfehler dar. Aufgrund der
glaubhaften Zeugenaussagen der Direktorin der Grundschule habe der KlÃ¤ger die
Meldetermine wahrnehmen kÃ¶nnen. Ein wichtiger Grund fÃ¼r das Nichterscheinen
zum Termin habe nicht vorgelegen. Soweit der KlÃ¤ger davon ausgegangen sei,
dass er ein freiwilliges soziales Jahr mache, habe er geirrt. Ein wichtiger Grund
mÃ¼sse aber objektiv vorliegen, unerheblich sei, ob der einzelne Betroffene von
einem wichtigen Grund nur ausgehe. Die Sanktion sei auch verfassungsrechtlich
nicht zu beanstanden.

Â 

Auch der Sanktionsbescheid vom 3. Juli 2017 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Auch insoweit liege
kein Ermessensfehler vor.

Â 

Auch die Sanktion vom 8. September 2017 in Bezug auf den Meldetermin vom 3. Juli
2017 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Auch insoweit liege kein Ermessensfehler vor. Die
Einladung sei zwar zu dem gleichen Zweck erfolgt wie die beiden ersten
Einladungen. Allerdings sei der Abstand der Einladungen nicht sehr eng. Auch
sachfremde ErwÃ¤gungen seien nicht ersichtlich.

Â 

Auch die Sanktion vom 8. September 2017 in Bezug auf den Meldetermin vom 10.
August 2017 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Auch insoweit liege kein Ermessensfehler vor. Zwar
handele es sich um die vierte Aufforderung in Folge, allerdings sei nunmehr ein
anderer Meldezweck genannt worden. Auch habe der davorliegende Meldetermin
Ã¼ber einen Monat zurÃ¼ckgelegen. Es sei auch nachvollziehbar, dass der
Beklagte Personen, die noch nicht in Arbeit vermittelt worden seien, einmal pro
Monat zu einem Meldetermin einlade.
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Â 

Auch die Sanktion vom 7. Dezember 2017 in Bezug auf den Meldetermin vom 21.
August 2017 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Auch insoweit lÃ¤gen Ermessensfehler nicht vor.
Der Beklagte habe in der Meldeaufforderung AusfÃ¼hrungen zu einer
Ermessensentscheidung gemacht. 

Â 

Auch die Sanktion vom 7. Dezember 2017 in Bezug auf dem Meldetermin vom 30.
August 2017 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Auch insoweit wÃ¼rden Ermessensfehler nicht
vorliegen. Zwar sei die Einladung nur neun Tage nach der vorherigen Einladung
erfolgt, allerdings habe der Beklagte einen anderen Meldezweck genannt.

Â 

Auch die Sanktion vom 2. Januar 2018 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Auch insoweit wÃ¼rden
Ermessensfehler nicht vorliegen. Die letzte Einladung zum 30. August 2017 habe
Ã¼ber zwei Monate zurÃ¼ckgelegen.

Â 

SchlieÃ�lich sei auch die Sanktion vom 12. MÃ¤rz 2018 rechtmÃ¤Ã�ig. Auch
insoweit wÃ¼rden Ermessensfehler nicht vorliegen, weil die vorangegangene
Einladung Ã¼ber einen Monat her gewesen sei.

Â 

Gegen das ihm am 17. November 2020 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 3.
Dezember 2020 Berufung eingelegt. Er meint weiter, dass es ihm aufgrund seines
Praktikums nicht mÃ¶glich gewesen sei, die streitgegenstÃ¤ndlichen Meldetermine
wahrzunehmen. Soweit er sich ausweislich der Aussage der Schulleiterin jederzeit
vom Hausmeisterdienst hÃ¤tte abmelden kÃ¶nnen, hÃ¤tte dies dem Ziel der
Integration in Arbeit laut Eingliederungsvereinbarung widersprochen. Ungeachtet
der unterschiedlichen Formulierungen hÃ¤tten alle Meldeaufforderungen letztlich
denselben Meldezweck gehabt. Die genannten Meldezwecke seien auch sinnlos
gewesen, da laut gÃ¼ltiger Eingliederungsvereinbarung eine feste Anstellung an
der Grundschule angestrebt werden sollte. Die Abfolge der Meldeaufforderungen
mit letztlich demselben Meldezweck verstoÃ�e gegen die vor einer
Meldeaufforderung notwendige ErmessensausÃ¼bung wegen einer
Ermessensunterschreitung, weil relevante Ermessensgesichtspunkte nicht
berÃ¼cksichtigt worden seien. Auch die Rechtsfolgenbelehrungen seien nicht
ausreichend gewesen, weil sie nicht den Hinweis enthalten hÃ¤tten, dass der
Meldepflicht auch dann nachgekommen werde, wenn sich der KlÃ¤ger zu einer
anderen Tageszeit als im Meldeschreiben vorgegeben, aber noch am selben Tag bei
dem Beklagten melde und der Meldezweck noch erreicht werden kÃ¶nne.

Â 
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Der KlÃ¤ger beantragt schriftlich, 

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 2. November 2020 aufzuheben und dem
Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 8. Juni 2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 7. August 2018 zu verurteilen, die
Sanktionsbescheide vom 8. September 2017, vom 8. September 2017, vom 22. Juni
2017, vom 3. Juli 2017, vom 7. Dezember 2017, vom 7. Dezember 2017, vom 2.
Januar 2018 und vom 12. MÃ¤rz 2018 zurÃ¼ckzunehmen. 

Â 

Der Beklagte beantragt schriftlich, 

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Â 

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Es sei nicht nur darum gegangen,
die Arbeitsaufnahme an der Schule, wo das Praktikum wahrgenommen worden sei,
zu erreichen, vielmehr sei es um die Integration auf dem Arbeitsmarkt an sich
gegangen. Daher sollten auch BewerbungsaktivitÃ¤ten stattfinden. Die hiesige
Vorgehensweise entspreche nicht dem Fall, Ã¼ber den das BSG im Verfahren B 14
AS 19/14 R entschieden habe. Vorliegend sei es um Meldeaufforderungen Ã¼ber
einen Zeitraum von insgesamt mehr als neun Monaten gegangen. Die
entsprechende Einladungsdichte sei gerade bei einem jungen Menschen wie dem
KlÃ¤ger angemessen gewesen. 

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte nebst Beiakten und die den KlÃ¤ger betreffenden
VerwaltungsvorgÃ¤nge des Beklagten Bezug genommen.Â  

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Der Senat kann ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch den Berichterstatter
entscheiden, weil die Beteiligten zu dieser Entscheidungsform ihr EinverstÃ¤ndnis
erklÃ¤rt haben, Â§ 124 Abs. 2 SGG i. V. m. Â§ 155 Abs. 4 und Abs. 3 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG).
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Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts ist
zutreffend. Der Bescheid des Beklagten vom 8. Juni 2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 7. August 2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Zu Recht hat es der Beklagte im
Zugunstenverfahren abgelehnt, die Sanktionsbescheide vom 22. Juni 2017, vom 3.
Juli 2017, vom 8. September 2017, vom 8. September 2017, vom 7. Dezember
2017, vom 7. Dezember 2017, vom 2. Januar 2018 und vom 12. MÃ¤rz 2018
zurÃ¼ckzunehmen.

Â 

Die Voraussetzungen fÃ¼r eine RÃ¼cknahme der Sanktionsbescheide gemÃ¤Ã� Â§
40 Abs. 1 Satz 1 SGB II in Verbindung mit Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X liegen nicht
vor, weil diese Bescheide rechtmÃ¤Ã�ig sind. RechtmÃ¤Ã�igkeitsvoraussetzung
fÃ¼r die angefochtenen Bescheide ist vorliegend Ã¼berwiegend â�� bezogen auf
die Bescheide vom 8. September 2017, vom 8. September 2017, vom 22. Juni 2017,
vom 3. Juli 2017, vom 7. Dezember 2017, soweit es Januar 2018 betrifft, vom 7.
Dezember 2017, soweit es Januar 2018 betrifft, und vom 12. MÃ¤rz 2018 â�� Â§ 48
SGB X in Verbindung mit Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II, weil die angefochtenen
Bescheide nicht nur die Feststellung eines MeldeversÃ¤umnisses und einer
Minderung enthalten, sondern auch Regelungen Ã¼ber Ã�nderungen der erfolgten
Bewilligungsbescheide hinsichtlich Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
an den KlÃ¤ger. Insoweit ist hier in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eingetreten, so dass die jeweiligen
Bewilligungsbescheide mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben waren (Â§ 48 Abs.
1 Satz 1 SGB X; BSG, Urteil vom 29. April 2015 â�� B 14 AS 19/14 R â�� juris, Rn.
20, geht wohl von Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB X aus, daraus wÃ¼rde vorliegend
dasselbe folgen). Die wesentliche Ã�nderung ergibt sich aus Â§ 32 SGB II. Nach
dessen Absatz 1 Satz 1 mindert sich das Alg II um 10 Prozent des nach Â§ 20
maÃ�gebenden Regelbedarfs, wenn Leistungsberechtigte trotz schriftlicher
Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis einer Aufforderung des
zustÃ¤ndigen TrÃ¤gers, sich bei ihm zu melden oder bei einem Ã¤rztlichen oder
psychologischen Untersuchungstermin zu erscheinen, nicht nachkommen. Dies gilt
gemÃ¤Ã� Â§ 32 Abs. 1 Satz 2 SGB II nicht, wenn Leistungsberechtigte einen
wichtigen Grund fÃ¼r ihr Verhalten darlegen und nachweisen. Die Minderung nach
dieser Vorschrift tritt zu einer Minderung nach Â§ 31a hinzu. Â§ 31a Absatz 3 und Â§
31b gelten entsprechend (Â§ 32 Abs. 2 SGB II). Soweit Bewilligungsbescheide nicht
aufzuheben waren â�� dies gilt fÃ¼r die Bescheide vom 7. Dezember 2017, soweit
es Februar und MÃ¤rz 2018 betrifft, vom 7. Dezember 2017, soweit es Februar und
MÃ¤rz 2018 betrifft, und vom 2. Januar 2018 â�� ist Â§ 32 SGB II unmittelbar
Rechtsgrundlage.

Â 

Verfahrensfehler sind im Zugunstenverfahren nicht zu prÃ¼fen (vgl. Kasseler
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Kommentar/Steinwedel, Â§ 44 SGB X, Rn. 39 ff.). Materiell sind die streitigen
Entscheidungen nicht zu beanstanden. Der KlÃ¤ger war eine leistungsberechtigte
Person nach Â§ 7 SGB II, wie sich aus seinem Alter von 20 bzw. 21 Jahren in der
strittigen Zeit, seiner ErwerbsfÃ¤higkeit und HilfebedÃ¼rftigkeit sowie
gewÃ¶hnlichem Aufenthalt in Deutschland und dem Fehlen von
AusschlusstatbestÃ¤nden ergibt. Der KlÃ¤ger hat jeweils eine Meldeaufforderung
mit Datum und Uhrzeit und Ort erhalten. Sie waren auch mit einer schriftlichen und
ordnungsgemÃ¤Ã�en Rechtsfolgenbelehrung versehen. Die EinwÃ¤nde des
KlÃ¤gers insoweit greifen nicht durch. Die Rechtsfrage, welchen Inhalt eine
Rechtsfolgenbelehrung haben muss, ist durch das BSG geklÃ¤rt (vgl. nur Urteil vom
9. November 2010 â�� B 4 AS 27/10 R â�� juris). Hiernach setzt die Wirksamkeit
einer Rechtsfolgenbelehrung im Rahmen von Meldeaufforderungen voraus, dass sie
im Einzelfall konkret, richtig und vollstÃ¤ndig ist und zeitnah im Zusammenhang mit
dem jeweils geforderten Verhalten erfolgt, sowie dem erwerbsfÃ¤higen
HilfebedÃ¼rftigen in verstÃ¤ndlicher Form erlÃ¤utert, welche unmittelbaren und
konkreten Auswirkungen sich aus der Weigerung des geforderten Verhaltens fÃ¼r
ihn ergeben, wenn fÃ¼r diese kein wichtiger Grund vorliegt. Die
Rechtsfolgenbelehrungen genÃ¼gen diesen Anforderungen ersichtlich. Soweit der
KlÃ¤ger meint, dass in der Rechtsfolgenbelehrung auch Ã¼ber die (Ã¼ber Â§ 59
SGB II anwendbare) Regelung des Â§ 309 Abs. 3 Satz 2 SGB III belehrt werden
mÃ¼sse, folgt der Senat dem nicht. GemÃ¤Ã� Â§ 32 Abs. 1 Satz 1 SGB II ist Ã¼ber
die Rechtsfolgen des MeldeversÃ¤umnisses zu belehren und nicht Ã¼ber einzelne
ModalitÃ¤ten der Wahrnehmung der Meldepflicht (vgl. Landessozialgericht Sachsen,
Urteil vom 25. Juni 2019 â�� L 8 AS 615/17 â�� und nachfolgend BSG, Beschluss
vom 27. Februar 2020 â�� beide bei juris). Ausgehend hiervon ist die
Rechtsfolgenbelehrung der Meldeaufforderungen nicht zu beanstanden.

Â 

Der KlÃ¤ger ist den Meldeaufforderungen schuldhaft nicht nachgekommen. Der
Verwaltungsakt Ã¼ber die Feststellung des MeldeversÃ¤umnisses und der
Minderung muss innerhalb von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt des
MeldeversÃ¤umnisses ergangen sein (Â§ 32 Abs. 2 in Verbindung mit Â§ 31b Abs. 1
Satz 5 SGB II). Die Wahrung dieser Fristen folgt aus den im Tatbestand mitgeteilten
Daten.

Â 

Die Meldeaufforderungen waren im Hinblick auf die mit ihnen verfolgten
Meldezwecke und die erforderliche ErmessensausÃ¼bung rechtmÃ¤Ã�ig.

Â 

Eine Meldeaufforderung ist nach weitgehend einhelliger Meinung ein
Verwaltungsakt und die VerfÃ¼gung einer solchen steht im pflichtgemÃ¤Ã�en
Ermessen des Beklagten. Die RechtmÃ¤Ã�igkeit der Meldeaufforderung ist als
Vorfrage fÃ¼r die Feststellung eines MeldeversÃ¤umnisses inzident zu
Ã¼berprÃ¼fen, weil sich die Meldeaufforderung als solche durch Zeitablauf erledigt
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hat (Â§ 39 Abs. 2 SGB X). Den Meldeaufforderungen lagen rechtmÃ¤Ã�ige
Meldezwecke zugrunde, die auch in ihnen zutreffend benannt wurden. Dass eine
rechtmÃ¤Ã�ige Meldeaufforderung einen Meldezweck voraussetzt, folgt aus Â§ 59
SGB II, der unter anderem die Vorschrift Ã¼ber die allgemeine Meldepflicht in Â§
309 SGB III fÃ¼r entsprechend anwendbar erklÃ¤rt. Nach dessen Absatz 2 kann die
Aufforderung zur Meldung â��zum Zwecke der 1. Berufsberatung, 2. Vermittlung in
Ausbildung oder Arbeit, 3. Vorbereitung aktiver ArbeitsfÃ¶rderungsleistungen, 4.
Vorbereitung von Entscheidungen im Leistungsverfahren und 5. PrÃ¼fung des
Vorliegens der Voraussetzungen fÃ¼r den Leistungsanspruch erfolgenâ��. Diese
AufzÃ¤hlung der Meldezwecke ist abschlieÃ�end und orientiert sich an den
Leistungen der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit zur aktiven ArbeitsfÃ¶rderung in Â§Â§ 29
ff. SGB III. Mit jedem der Zwecke verbinden sich zahlreiche
BeratungsgegenstÃ¤nde. Wie konkret der Meldezweck benannt werden muss, kann
nicht fÃ¼r alle EinzelfÃ¤lle generell festgelegt werden, weil dafÃ¼r die jeweilige
Beratungssituation maÃ�gebend ist; eine stichwortartige Konkretisierung ist aber
im Regelfall ausreichend. Dementsprechend ist die Angabe â��GesprÃ¤ch Ã¼ber
das Bewerberangebot/die berufliche Situationâ�� eine grundsÃ¤tzlich zulÃ¤ssige
und ausreichende Konkretisierung des Meldezwecks. Dem werden die vorliegend als
Meldezwecke seitens des Beklagten in den Meldeaufforderungen jeweils
angegebenen GrÃ¼nde bezogen auf die einzelnen Meldeaufforderungen gerecht.
Das gilt ohne weiteres fÃ¼r die ersten drei Meldetermine sowie den siebten und
achten Meldetermin (Besprechung Ã¼ber die berufliche Situation), aber auch fÃ¼r
den vierten und sechsten Termin (Besprechung Ã¼ber EinsatzmÃ¶glichkeiten bei
potenziellen Arbeitgebern im Rahmen des Arbeitgeberservices und UnterstÃ¼tzung
bei der Vermittlung in Arbeit) und den fÃ¼nften Termin (Besprechung Ã¼ber die in
der Eingliederungsvereinbarung vereinbarten AktivitÃ¤ten). Jedenfalls sind die
Meldezwecke des Â§ 309 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 5 SGB III einschlÃ¤gig.

Â 

Die als RechtmÃ¤Ã�igkeitsvoraussetzung fÃ¼r die Meldeaufforderungen
notwendige ErmessensausÃ¼bung des Beklagten ist nicht zu beanstanden. Zu
deren Ã�berprÃ¼fung ist von Folgendem auszugehen: Soweit ein LeistungstrÃ¤ger
ermÃ¤chtigt ist, nach seinem Ermessen zu handeln, ist sein Handeln nur
rechtswidrig, wenn die gesetzlichen Grundlagen dieses Ermessens Ã¼berschritten
sind oder von dem Ermessen in einer dem Zweck des Ermessens nicht
entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist (Â§ 54 Abs. 2 Satz 2 SGG sowie Â§ 39
Abs. 1 Satz 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch zu Ermessensleistungen).
Umgekehrt hat der Versicherte Anspruch auf eine pflichtgemÃ¤Ã�e AusÃ¼bung des
Ermessens (Â§ 39 Abs. 1 Satz 2 SGB I), nicht hingegen einen Rechtsanspruch auf
eine bestimmte Leistung, sofern nicht eine Ermessensreduzierung auf Null
eingetreten ist. Abgesehen von einer solchen Ermessensreduzierung auf Null hat
der Gesetzgeber dem LeistungstrÃ¤ger mit der EinrÃ¤umung von Ermessen eine
Auswahlbefugnis hinsichtlich mehrerer gleichermaÃ�en rechtmÃ¤Ã�iger
EntscheidungsmÃ¶glichkeiten auf der Rechtsfolgenseite erÃ¶ffnet. Zur Sicherung
der Funktionentrennung (Artikel 20 Abs. 2 Satz 2 GG) und der Entscheidungsfreiheit
des LeistungstrÃ¤gers Ã¼ber die ZweckmÃ¤Ã�igkeit seines Handelns ist die
Ã�berprÃ¼fung seiner Ermessensentscheidung durch die Gerichte auf die
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RechtmÃ¤Ã�igkeitsprÃ¼fung begrenzt (â��RechtmÃ¤Ã�igkeits-, aber keine
ZweckmÃ¤Ã�igkeitskontrolleâ��). Das Gericht hat nur zu prÃ¼fen, ob der TrÃ¤ger
sein Ermessen Ã¼berhaupt ausgeÃ¼bt, er die gesetzlichen Grenzen des Ermessens
Ã¼berschritten oder er von dem Ermessen in einer dem Zweck der ErmÃ¤chtigung
nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht hat (Â§ 54 Abs. 2 Satz 2 SGG).

Â 

Ein Ermessensnichtgebrauch, bei dem Ã¼berhaupt keine ErmessenserwÃ¤gungen
angestellt werden und so gehandelt wird, als ob eine gebundene Entscheidung zu
treffen ist, ist nicht festzustellen. Dies gilt auch, soweit in den ersten vier
Meldeaufforderungen sowie in der sechsten Meldeaufforderung
ErmessenserwÃ¤gungen nicht ausdrÃ¼cklich benannt sind. Denn der Beklagte
hatte die Meldeaufforderungen jeweils ausgesprochen, um die berufliche Situation
des KlÃ¤gers mit ihm zu erÃ¶rtern bzw. mit ihm Ã¼ber EinsatzmÃ¶glichkeiten bei
potenziellen Arbeitgebern im Rahmen des Arbeitgeberservices und UnterstÃ¼tzung
bei der Vermittlung in Arbeit und Ã¼ber die in der Eingliederungsvereinbarung
vereinbarten AktivitÃ¤ten zu sprechen, was angesichts der LÃ¤nge seines
Leistungsbezugs, seiner fehlenden Berufsausbildung und seinen fehlenden
BemÃ¼hungen um (bezahlte) Arbeit naheliegend war. Dass nach einer
Eingliederungsvereinbarung eine feste Anstellung an der Grundschule angestrebt
werden sollte, ist so nicht richtig und war demgemÃ¤Ã� auch nicht in die
ErmessenserwÃ¤gungen einzustellen. Vielmehr war das Ziel der
Eingliederungsvereinbarung die Integration in den ersten Arbeitsmarkt und
demgemÃ¤Ã� sollte sich der KlÃ¤ger um Arbeitsstellen bewerben. Soweit es die
fÃ¼nfte, siebte und achte Meldeaufforderung betrifft, hat der Beklagte zutreffend in
seine ErmessenserwÃ¤gungen eingestellt, dass der KlÃ¤ger nicht nur die
Meldetermine bei der Arbeitsvermittlung nicht wahrnehme, sondern auch nicht auf
AnhÃ¶rungen reagiere und sich nicht auf sÃ¤mtliche VermittlungsvorschlÃ¤ge
bewerbe, die ihm zugesandt wÃ¼rden. Auch hat der Beklagte nachvollziehbar
berÃ¼cksichtigt, dass der KlÃ¤ger telefonisch und per E-Mail nicht erreichbar und
eine persÃ¶nliche Vorsprache so zwingend notwendig sei. Eine
ErmessensÃ¼berschreitung, bei der eine Rechtsfolge gesetzt wird, die in der
gesetzlichen Regelung nicht vorgesehen ist, scheidet aus. Denn die vom Beklagten
ausgesprochene Meldeaufforderung ist ein vom Gesetz vorgesehenes Ergebnis
seiner ErmessensausÃ¼bung.

Â 

Die Voraussetzungen fÃ¼r eine Ermessensunterschreitung oder einen
Ermessensmangel, bei denen zwar ErmessenserwÃ¤gungen angestellt werden,
diese indes unzureichend sind, weil sie zum Beispiel nur aus formelhaften
Wendungen bestehen oder relevante Ermessensgesichtspunkte nicht
berÃ¼cksichtigt werden, oder fÃ¼r einen Ermessensfehlgebrauch oder
Ermessensmissbrauch, bei denen sachfremde ErwÃ¤gungen angestellt werden, sind
ebenfalls nicht erfÃ¼llt. Denn ein GesprÃ¤ch zwischen dem KlÃ¤ger und dem
Beklagten Ã¼ber seine berufliche Situation war angesichts seiner Arbeitslosigkeit,
seiner unzureichenden EigenbemÃ¼hungen und seiner fehlenden Erreichbarkeit
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praktisch geboten. Dass der Beklagte sich von sachfremden ErwÃ¤gungen hat
leiten lassen, ist nicht erkennbar.

Â 

Ein Ermessensfehler ergibt sich auch nicht aus den ErwÃ¤gungen des BSG, das in
seinem Fall in Ansehung der Abfolge von siebenmal derselben Meldeaufforderung
mit denselben Zwecken in nahezu wÃ¶chentlichem Abstand von einem VerstoÃ�
gegen die vor einer Meldeaufforderung notwendige ErmessensausÃ¼bung wegen
einer Ermessensunterschreitung ausgegangen ist, weil relevante
Ermessensgesichtspunkte nicht berÃ¼cksichtigt worden seien (Urteil vom 29. April
2015 â�� B 14 AS 19/14 R â�� juris, Rn. 45 ff.). Danach hÃ¤tte nach der dritten
gleichlautenden Meldeaufforderung mit dem Ergebnis der Nichtwahrnehmung des
Termins der Beklagte nicht in der bisherigen Weise fortfahren dÃ¼rfen. Vielmehr
hÃ¤tte er aufgrund der vom Gesetzgeber selbst im Rahmen des Â§ 31a SGB II
eingefÃ¼gten Abstufungen zwischen den Rechtsfolgen eines MeldeversÃ¤umnisses
mit einer Minderung um 10 Prozent und den Rechtsfolgen bei einer
Pflichtverletzung mit einer Minderung um 30 Prozent sowie der Erbringung
ergÃ¤nzender Sachleistungen bei einer Minderung um mehr als 30 Prozent seine
bisherige ErmessensausÃ¼bung Ã¼berprÃ¼fen mÃ¼ssen. Neben dieser vom
Gesetzgeber vorgegebenen qualitativen Schwelle hÃ¤tte dabei insbesondere in die
ErwÃ¤gungen eingestellt und deutlich gemacht werden mÃ¼ssen, dass sich der
Beklagte trotz der festgestellten sieben gleichen Meldeaufforderungen mit
denselben Zwecken innerhalb von acht Wochen nicht von sachfremden
ErwÃ¤gungen hat leiten lassen. Denn der Zweck der Meldeaufforderungen mÃ¼sse
entsprechend dem Grundgedanken des â��FÃ¶rderns und Fordernsâ�� im SGB II
und nach Â§ 1 Abs. 2 SGB II sein, die arbeitsuchende, leistungsberechtigte Person
bei der Aufnahme einer ErwerbstÃ¤tigkeit zu unterstÃ¼tzen. Trotz der Ã�berschrift
â��Sanktionenâ�� vor Â§Â§ 31 bis 32 SGB II sei es nicht Ziel der
Meldeaufforderungen, durch eine hohe Anzahl von MeldeversÃ¤umnissen den
Anspruch der Meldepflichtigen auf Alg II zu mindern oder gar zu beseitigen. Denn es
handele sich nach dem Wortlaut und der Konzeption der Â§Â§ 31 bis 32 SGB II bei
ihnen nicht um Strafvorschriften, nach denen aufgrund eines bestimmten
schuldhaften Verhaltens bestimmte Strafen â��verhÃ¤ngtâ�� wÃ¼rden, sondern
um die gesetzlichen Folgen von Obliegenheitsverletzungen, weil die Durchsetzung
zum Beispiel einer Meldeaufforderung nicht mit Mitteln des Verwaltungszwangs
vollstreckt werden dÃ¼rfe. Dabei hÃ¤tten sich angesichts des Verhaltens der
KlÃ¤gerin und insbesondere der Vorgeschichte mit den Zweifeln an ihrer
ErwerbsfÃ¤higkeit und den frÃ¼heren MeldeversÃ¤umnissen als weitere
Meldezwecke die Vorbereitung von Entscheidungen im Leistungsverfahren und die
PrÃ¼fung des Vorliegens der Voraussetzungen fÃ¼r den Leistungsanspruch
aufgedrÃ¤ngt (vgl. Â§ 309 Abs. 2 Nr. 4, 5 SGB III). Der Beklagte hÃ¤tte auch von
weiteren Meldeaufforderungen Abstand nehmen und die KlÃ¤gerin zu einer
Ã¤rztlichen oder psychologischen Untersuchung auffordern kÃ¶nnen (vgl. Â§ 32
Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 SGB II). In Ermangelung von dahingehenden AusfÃ¼hrungen in
den Meldeaufforderungen sei von einer Ermessensunterschreitung des Beklagten
auszugehen. 
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Â 

Im vorliegenden Einzelfall greifen die vom BSG formulierten Bedenken nicht durch.
Dabei ist zu beachten, dass Zweifel an der ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers nicht
bestanden haben. Daneben hat der Beklagte verschiedene Meldezwecke formuliert,
die auf den KlÃ¤ger zugeschnitten waren. Dabei ging es um die Besprechung Ã¼ber
die berufliche Situation, die Besprechung Ã¼ber EinsatzmÃ¶glichkeiten bei
potenziellen Arbeitgebern im Rahmen des Arbeitgeberservices und UnterstÃ¼tzung
bei der Vermittlung in Arbeit die Besprechung Ã¼ber die in der
Eingliederungsvereinbarung vereinbarten AktivitÃ¤ten. Dass es â�� da ist dem
KlÃ¤ger zuzustimmen â�� im Ergebnis immer um die Vermittlung des KlÃ¤gers in
Arbeit gegangen ist, liegt in der Natur der Sache, geht es doch im SGB II â�� wie die
amtliche Ã�berschrift des Gesetzes erhellt â�� um Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende. Auch die Einladungsdichte von acht Einladungen in neun Monaten
ist vorliegend nicht zu beanstanden und nicht zu vergleichen mit dem vom BSG
entschiedenen Fall (sieben Meldetermine in acht Wochen). SchlieÃ�lich ist sich der
Beklagte der mÃ¶glichen Problematik wiederkehrender Meldeaufforderungen
durchaus bewusst gewesen und hat daher in der fÃ¼nften, siebten und achten
Meldeaufforderung einzelfallbezogene und nachvollziehbare
ErmessenserwÃ¤gungen formuliert. Dass der KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum Oktober
bis Dezember 2017 in HÃ¶he von 327,- Euro monatlich und fÃ¼r den Zeitraum
Januar bis MÃ¤rz 2018 â��totalâ�� sanktioniert worden ist, beruht auf hier nicht
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheiden vom 8. September 2017 und 4. Dezember
2017. Insoweit ist zu beachten, dass der Beklagte im zeitlichen Zusammenhang mit
diesen Bescheiden seine Einladungsdichte bereits erheblich reduziert hatte und nur
noch zwei Meldeaufforderungen vom 1. November 2017 und vom 3. Januar 2018
erlassen hatte, die jeweils mit eingehenden ErmessenserwÃ¤gungen versehen
waren.

Â 

Ein wichtiger Grund, einen der Termine nicht wahrzunehmen, liegt hier nicht vor.
Insbesondere hat die unentgeltliche TÃ¤tigkeit als Hausmeister bei einer
Grundschule der Wahrnehmung der Meldetermine nicht entgegen gestanden, was
das Sozialgericht ermittelt hat und sich aus der entsprechenden ErklÃ¤rung der
Schulleiterin ergibt.

Â 

Das Alg II mindert sich demnach hier um 10 Prozent des maÃ�geblichen
Regelbedarfs und zwar gemÃ¤Ã� Â§ 31b Abs. 1 Satz 1 SGB II mit Beginn des
Kalendermonats, der auf das Wirksamwerden des Verwaltungsaktes folgt, der die
Pflichtverletzung und den Umfang der Minderung der Leistung feststellt. Der
Minderungszeitraum betrÃ¤gt drei Monate. Eine Halbierung des
Minderungszeitraums gemÃ¤Ã� Â§ 31b Abs. 1 Satz 4 SGB II hat der Beklagte jeweils
erwogen, aber unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde des Einzelfalls davon
abgesehen. Die MinderungsbetrÃ¤ge haben bezogen auf die MeldeversÃ¤umnisse
jeweils 30 Prozent des maÃ�geblichen Regelbedarfs nicht Ã¼berstiegen. Soweit sie
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mit anderen Sanktionen (verfÃ¼gt mit Bescheiden vom 8. September 2017 und
vom 4. Dezember 2017) zusammengetroffen sind, folgt dies aus Â§ 32 Abs. 2 Satz 1
SGB II. Nach Â§ 31a Abs. 3 SGB II hat der Beklagte auch zutreffend ergÃ¤nzende
Sachleistungen bewilligt.

Â 

Aus der â��Sanktionen-Entscheidungâ�� des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG,
Urteil vom 5. November 2019 â�� 1 BvL 7/16 â�� juris) folgt vorliegend keine
Verfassungswidrigkeit daraus, dass der Beklagte in den Monaten Oktober 2017 bis
MÃ¤rz 2018 eine Minderung des Alg II um (deutlich) mehr als 30 Prozent des
maÃ�geblichen Regelbedarfs verfÃ¼gt hat. Allerdings sei angemerkt, dass die
Sanktion wegen MeldeversÃ¤umnissen im Zeitraum Januar bis MÃ¤rz 2018 letztlich
ins Leere geht, weil der KlÃ¤ger insoweit aufgrund eines nicht
streitgegenstÃ¤ndlichen bestandskrÃ¤ftigen Bescheides ohnehin auf â��Nullâ��
gemindert worden ist. Jedenfalls hat das BVerfG ausdrÃ¼cklich erklÃ¤rt, die von
ihm zu entscheidende Vorlage betreffe nicht die Regelungen Ã¼ber Sanktionen
nach Â§ 32 SGB II wegen MeldeversÃ¤umnissen (Urteil vom 5. November 2019 â�� 
1 BvL 7/16 â�� juris, Rn. 114).

Â 

Wollte man die AusfÃ¼hrungen des BVerfG auf den vorliegenden Fall von
Sanktionen wegen MeldeversÃ¤umnissen Ã¼bertragen, wÃ¤re zu beachten, dass
das Verwaltungshandeln des Beklagten der Gesetzeslage entspricht. Wollte der
Senat von einer teilweisen Verfassungswidrigkeit der angewendeten Rechtsnormen
ausgehen, mÃ¼sste er den Rechtsstreit dem BVerfG vorlegen. Davon ist indes
abzusehen. Denn es ist hier zu beachten, dass es um ein Ã�berprÃ¼fungsverfahren
geht, so dass die Sonderregelung des Â§ 40 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB II einschlÃ¤gig
wÃ¤re. Liegen die in Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X genannten Voraussetzungen fÃ¼r
die RÃ¼cknahme eines rechtswidrigen nicht begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes
vor, weil dieser auf einer Rechtsnorm beruht, die nach Erlass des Verwaltungsaktes
durch eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts fÃ¼r nichtig oder fÃ¼r
unvereinbar mit dem Grundgesetz erklÃ¤rt worden ist, so ist der Verwaltungsakt
danach, wenn er unanfechtbar geworden ist, nur mit Wirkung fÃ¼r die Zeit nach
der Entscheidung des BVerfG zurÃ¼ckzunehmen. Selbst wenn also teilweise eine
verfassungswidrige Rechtssituation in Rede stÃ¼nde, kÃ¤me eine Aufhebung der
Bescheide nur fÃ¼r die Zeit ab der (fiktiven) Entscheidung des BVerfG in Betracht,
die durch die vorliegend streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide aber nicht berÃ¼hrt
wird. Dass es fÃ¼r bestandskrÃ¤ftige Verwaltungsakte bei der Regelung des Â§ 40
Abs. 3 SGB II als Sonderregelung zu Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X bleibt, hat das
BVerfG ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigt (Urteil vom 5. November 2019 â�� 1 BvL 7/16 â��
juris, Rn. 220). 

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. 
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Â 

Die Revision war nicht zuzulassen, weil ein Grund hierfÃ¼r gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2
Nr. 1 und 2 SGG nicht vorliegt.

Â 

Erstellt am: 16.05.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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